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BERICHTE UND DOKUMENTE

Mindestlöhne und
die Verteilung von
Arbeitseinkommen

Astrid Haider

1. Einleitung

Die anhaltend hohe Arbeitslosigkeit
in vielen europäischen Ländern er-
zeugt Druck auf Löhne. Neue Nied-
riglohnstellen sollen insbesondere
Langzeitarbeitslose wieder in den Ar-
beitsmarkt eingliedern. Gesetzliche
Mindestlöhne oder eine hohe kollek-
tivvertragliche Abdeckung der Arbeit-
nehmer/innen stellen einen Schutz vor
Ausbeutung durch die Arbeitgeber dar
und sollen Armut reduzieren,1 weshalb
eine Debatte um Mindestlöhne und de-
ren Auswirkungen auf Beschäftigung
und Verteilung nach wie vor von hoher
Relevanz ist.

Das Einkommen aus unselbststän-
diger Arbeit stellt für viele Personen
den wichtigsten Bestandteil ihrer öko-
nomischen Lebensgrundlage dar.
Wohlfahrtsstaaten haben deshalb mit
der Zeit unterschiedliche Instrumente
entwickelt, um unerwünschte, d. h. zu
niedrige Ergebnisse im Lohnsetzungs-
prozess zu vermeiden oder zu korri-
gieren. Während in kontinentaleuropä-
ischen Staaten Lohnsetzungsprozesse
und Bestimmungen zum Arbeitnehmer-
schutz zu einem großen Teil mithilfe
von Kollektivverhandlungen zwischen
Sozialpartnern festgelegt werden,
wird vor allem im Mittelmeerraum ein

gesetzlicher Mindestlohn bestimmt.
Im englischsprachigen Raum wird in
den Lohnfindungsprozess zentral we-
niger stark eingegriffen. Durch den
Markt hervorgerufene unerwünschte
Ergebnisse werden, wenn überhaupt,
vermehrt über umverteilende Steuern
korrigiert.

Bonoli (2003) zeigt diese Unter-
schiede auf und legt dar, wie stark
welches Instrument in verschiedenen
Ländern ausgeprägt ist. Auf dieser
Basis ordnet er Staaten in einer Typo-
logie ein. Während er das Entstehen
der Unterschiede darstellt, lässt er die
Frage nach ihren Auswirkungen offen.
Anhand der Typologie von Bonoli soll
daher in diesem Artikel untersucht
werden, ob Unterschiede im Lohnset-
zungsprozess zu unterschiedlichen
Verteilungen der Nettoarbeitseinkom-
men2 in einem Staat führen.

Deshalb werden in diesem Artikel
mithilfe des Europäischen Haushalt-
panels - eines Datensatzes, der Ein-
kommensdaten auf Personen- und
Haushaltsebene aus mehreren euro-
päischen Staaten enthält - Maßzahlen
zu den nationalen Verteilungen der
Einkommen aus unselbstständiger Ar-
beit verglichen. Anhand zweier Maß-
zahlen zur Beschreibung von Einkom-
mensungleichheit wird untersucht, ob
verschiedene Instrumente zur Bestim-
mung von Mindestlöhnen zu Unter-
schieden in den Nettolohnverteilungen
der Länder führen.

Zu diesem Zweck werden im Ab-
schnitt 2 die unterschiedlichen Formen
zur Sicherung von Mindesteinkommen
sowie die Typologie Bonolis vorgestellt.
In den Abschnitten 3 und 4 folgen die
empirische Analyse zur Beantwortung
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der Forschungsfrage sowie eine Dis-
kussion der Ergebnisse. Abschnitt 5
fasst die wesentlichen Punkte zusam-
men.

2. Formen der Bestimmung von
Mindestlöhnen

Bei Betrachtung der verschiedenen
Wohlfahrtssysteme in Europa ist fest-
zustellen, dass die Länder eine un-
terschiedliche institutionelle Gestal-
tung hervorgebracht haben, um die
soziale Sicherheit eines Individuums
gewährleisten zu können. Esping-An-
dersen (1990) entwickelte durch den
Vergleich von sozialen Rechten und
wohlfahrtsstaatlichen Institutionen in
den einzelnen Ländern eine Typologie
von Wohlfahrtsstaaten, in die sich die
westeuropäischen Länder grob einord-
nen lassen. Kriterium dabei war die
Verteilung der sozialen Aufgaben zwi-
schen Staat, Markt und Familie.3

Während das Hauptaugenmerk die-
ser Typologie auf jene Leistungen
gerichtet ist, die darauf abzielen, die
wirtschaftliche und soziale Situati-
on von Personen zu verbessern, die
auf Grund von Alter, Arbeitslosigkeit,
Krankheit oder Behinderung in der Ge-
sellschaft benachteiligt sind, betrach-
tet ein neuerer Strang der Literatur
den Arbeitsmarkt. So entwickelt Bo-
noli (2003) eine auf die Absicherung
von Mindestlöhnen bezogene Typolo-
gie europäischer Wohlfahrtsstaaten.
Das Einkommen am Arbeitsmarkt
trägt bei vielen Individuen wesentlich
zu sozialer Sicherheit bzw. zu einem
ausreichenden Lebensstandard bei.
In Europa gibt es verschiedene Me-
chanismen, die den Lohnsetzungs-
prozess beeinflussen und einen durch
das Marktergebnis hervorgerufenen
Lohn verhindern, der zu niedrig ist, um
ein menschenwürdiges Leben führen
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zu können. Bonoli unterscheidet hier-
zu drei Möglichkeiten, die in der Folge
kurz dargestellt werden:4
1. Arbeitsgesetzliche Bestimmungen:

Hier werden gesetzliche Mindest-
löhne festgelegt, die eine Schran-
ke darstellen, unter die Löhne nicht
fallen dürfen.

2. Kollektivverhandlungen: Kollektiv-
vereinbarungen stellen hier Min-
destlöhne für Arbeitnehmerlinnen
sicher. Ergebnis dieser Verhand-
lungen können sowohl nationale
Mindestlöhne als auch Mindestlöh-
ne, die jeweils spezifisch für eine
Branche oder eine Berufsgruppe
gelten, sein.

3. Nachträgliche Korrektur des
Marktes: Hier wird das Markt-
ergebnis ex ante weniger stark
beeinflusst. Die Ressourcenallo-
kation am Markt soll ungehindert
stattfinden können. Vielmehr wird
versucht, unerwünschte, d. h. zu
niedrige Ergebnisse ex post durch
ein umverteilendes Steuersystem
zu korrigieren.

Bonoli ordnet die westeuropäischen
Länder, ähnlich wie Esping-Andersen
(1990), in Länderblöcke. Ihm zufolge
sind vor allem im Mittelmeerraum, d.
h. in Frankreich, Spanien und Portu-
gal, gesetzliche Bestimmungen zum
Schutz der Arbeitnehmerinnen vorherr-
schend. Kollektivverhandlungen zwi-
schen Sozialpartnern finden vor allem
in den skandinavischen sowie den mit-
teleuropäischen Ländern statt. In den
angelsächsischen Ländern hingegen
wird in den Arbeitsmarkt vergleichs-
weise wenig eingegriffen.5 Gleichzeitig
muss jedoch festgestellt werden, dass
eine so eindeutige Zuordnung von Län-
dern sehr stark vereinfachend ist, da
es unterschiedliche Möglichkeiten gibt,
die drei oben beschriebenen Mecha-
nismen zur Sicherstellung eines Min-



Tabelle 1: Kombination der Instrumente zur Sicherstellung von
Mindestlöhnen

Arbeitsgesetzliche Kollektiv- Nachträgliche
KorrekturBestimmungen verhandlungen

des Marktes

Skandinavische
Schwach Stark StarkLänder

Angelsächsische
Schwach Schwach StarkLänder

Mitteleuropäische
Mittel Stark SchwachLänder

Mittelmeerländer Stark Schwach Schwach

Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an Bonoli (2003) 1013.
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deststandards von Arbeitseinkommen
zu kombinieren. Die folgende Tabelle
stellt dar, welche Instrumente in unter-
schiedlicher Ausprägung in verschie-
denen Ländergruppen zur Anwendung
kommen. Freilich handelt es sich auch
hier lediglich um Typologien, weshalb
kein Staat einem System eindeutig zu-
zuordnen ist.

Tabelle 1 zeigt, in Anlehnung an
Bonoli (2003), wie die drei erwähnten
Instrumente zur Absicherung von
Mindestlöhnen in Europa eingesetzt
werden. Wie oben erwähnt, sind in
den skandinavischen Ländern ten-
denziell Kollektivverhandlungen und
ein umverteilendes Steuersystem
vorherrschend, während in den angel-
sächsischen Ländern eher letzteres
Instrument stärker eingesetzt wird. In
den mitteleuropäischen Ländern sind
Kollektivverhandlungen ebenfalls ein
wichtiges Mittel, um Mindestlöhne si-
cherzustellen, aber auch arbeitsge-
setzliche Bestimmungen werden zu
einem bestimmten Grad eingesetzt. In
den Mittelmeerländern stehen Gesetze
zur Festlegung von Mindestlöhnen im
Mittelpunkt.
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Die unterschiedlichen Mindestlohn-
systeme werden, wie an Tabelle 1 zu
sehen ist, teilweise kombiniert. Die
gleichzeitige Existenz von gesetz-
lichen Mindestlohnlösungen und tarif-
vertraglichen Regelungen muss dabei
kein Widerspruch sein.6 Verhandlungs-
prozesse können gesetzlich geregelt
sein, ebenso wie die Frage, inwieweit

Verhandlungsergebnisse bindend
sind. Außerdem können zusätzlich zu
nationalen Mindestlöhnen Branchenlö-
sungen getroffen werden.?

Die Typologien Bonolis (2003) und
Esping-Andersens (1990) haben ge-
mein, dass sie Staaten an hand von In-
strumenten zur Gewährleistung sozi-
aler Sicherheit von Personen untertei-
len. In der Folge eröffnet sich die Fra-
ge, ob unterschiedliche Instrumente
zur Bestimmung von Mindestlöhnen
zu Unterschieden in der Lohnvertei-
lung führen, ein Aspekt, den Bonoli
offen lässt. Vogel (1999), der die Euro-
päische Union (zu einem Zeitpunkt, wo
sie aus 15 Ländern bestand) ähnlich
in drei Ländergruppen - einem nörd-
lichen, einem südlichen und einen zen-
traleuropäischen Cluster - teilt, stellt
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auch distributive Konsequenzen ins-
titutioneller Strukturen dar. Demnach
sind Einkommensungleichheit, Armut
und soziale Ungleichheit zwischen
Gesellschaftsschichten in Finnland,
Schweden und Dänemark niedrig,
während sie in Griechenland, Italien,
Spanien und Portugal gemeinsam mit
Großbritannien deutlich größer sind.
Die mitteleuropäischen Länder befin-
den sich zwischen diesen Polen.

Die Forschungsfrage dieser Arbeit
schließt hier an. Anhand von Arbeits-
einkommensdaten soll untersucht wer-
den, ob die Ländergruppen Bonolis
unterschiedliche Arbeitseinkommens-
verteilungen haben. Inwieweit führen
nun unterschiedliche Instrumente zur
Festlegung von Mindestlöhnen zu un-
terschiedlichen Ergebnissen? Hat die
Wahl des Instruments zur Sicherung
von Mindestlöhnen Einfluss auf die
Verteilung von Nettoarbeitseinkommen
innerhalb des Landes?

Dazu folgt im nächsten Kapitel eine
empirische Analyse, die prüfen soll, ob
es einen derartigen Zusammenhang
gibt und inwiefern durch diese Mecha-
nismen die Arbeitseinkommensvertei-
lung beeinflusst wird.

3. Datengrundlage und die Messung
von Einkommensungleichbeit

3.1 Beschreibung des Datensatzes

Ein Ländervergleich ist nur dann
sinnvoll und möglich, wenn bei den
Befragungen über alle Länder hinweg
ähnlich vorgegangen wird und die Fra-
gestellungen vergleichbar sind. Um
Einkommen in Europa zu vergleichen,
eignet sich daher das Europäische
Haushaltspanel (ECHP). Dabei han-
delt es sich um eine Längsschnitts-
untersuchung, die in den EU-15-Län-
dernB von 1994 bis 2001 im Auftrag
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der Europäischen Kommission jähr-
lich zur Abbildung der Lebens- und
Arbeitsbedingungen der Menschen in
Europa durchgeführt wurde. Sie wur-
de als Panel-Untersuchung konzipiert,
der Fragebogen wurde von Eurostat
zentral erstellt und ist in allen Län-
dern gleich, sodass ein Vergleich der
Daten zwischen den Ländern mög-
lich ist. Zentrale Fragen behandeln
neben demographischen Angaben,
Einkommen und Informationen zur
Erwerbsbiographie auch Gesundheit,
Aus- und Weiterbildung, Angaben zur
Wohnung, Migration und andere The-
mengebiete, weshalb der Datensatz
für diese Untersuchung besonders
geeignet erscheint. Die Informationen
sind auf Personen- und Haushaltsebe-
ne verfügbar. Für die Untersuchung in
diesem Beitrag werden Daten aus dem
Jahr 19969 verwendet. Der Datensatz
beinhaltet 130.693 Personen aus den
EU-Mitgliedsländern im Jahr 1996 mit
Ausnahme von Schweden. Es wurde
eine Zufallsstichprobe gezogen, wo-
bei die Zufallsauswahl in den einzel-
nen Ländern auf unterschiedliche Art
und Weise durchgeführt worden ist.10

Befragt wurden - mithilfe persönlicher
Interviews - nur Personen in Haushal-
ten, die 16 Jahre alt oder älter waren.
Gearbeitet wurde mit der anonymisier-
ten Users' Data Base, die von Eurostat
für Forscherinnen zur Verfügung ge-
steilt wird.11

3.2 Beschreibung der verwendeten
Variablen

Für die Untersuchung werden Da-
ten auf Personenebene verwendet.
In der Users' Data Base stehen In-
formationen über die Jahresnettoein-
künfte aus unselbstständiger Arbeit
sowie über die tatsächlich geleistete
Wochenarbeitszeit zur Verfügung. Für
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die Analyse wird die Variable "Jähr-
liches Nettoarbeitseinkommen 1995"12
herangezogen und durch die Variable
"Totale Wochenarbeitszeit"13 dividiert.14

Damit sollen Lohndifferenzen, die aus
Unterschieden in der Höhe der Ar-
beitszeit resultieren, berücksichtigt
werden. Da ein umverteilendes Steu-
ersystem als nachträgliche Korrektur
des Marktergebnisses eine Möglichkeit
zur Sicherstellung von Mindestlöhnen
darstellt, wird für diese Untersuchung
der Nettolohn herangezogen. Würden
Bruttodaten betrachtet, könnte der
Einfluss dieses Instruments nicht un-
tersucht werden .15

Zusätzlich wurde die Variable "An-
stellungsverhältnis"16 als Filtervari-
ablen verwendet. Damit werden nur
die Einkommen jener Personen he-
rangezogen, die angaben, bezahlte/r
unselbstständige/r Arbeitnehmerln zu
sein. Der Datensatz wurde außerdem
um jene Fälle bereinigt, die kein Ein-
kommen angegeben haben, und aus
Plausibilitätsgründen um jene, deren
monatliches Nettoeinkommen ihr jähr-
liches übersteigt.

Für die Analyse werden Dänemark
und Finnland als Vertreter skandina-
vischer Staaten, England und Irland
als jene der angelsächsischen Länder
herangezogen. Zu den mitteleuropä-
ischen Staaten zählen hierbei Belgien,
Deutschland, die Niederlande und Ös-
terreich. Italien, Frankreich, Portugal
und Spanien gehören zu der Gruppe
der Mittelmeerländer. Die Zuordnung
der Länder zu den Ländergruppen, die
der Typologie Bonolis entsprechen, ist
nicht ganz unproblematisch. So hat
Italien ein System, in dem Mindestlöh-
ne auf Kollektivverhandlungen beru-
hen, und ist daher eher in der Gruppe
der mitteleuropäischen Staaten einzu-
ordnen, während die Niederlande als
Land mit gesetzlichen Mindestlöhnen
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wohl eher den Mittelmeerländern zu-
zuordnen wäre.17 Dies zeigt, dass die
Typologie Bonolis möglicherweise zu
vereinfachend ist, da eine Zuordnung
der Staaten nach geographischen Ge-
sichtspunkten nicht der tatsächlichen
institutionellen Ausgestaltung gerecht
werden kann. Trotz dieses Wider-
spruchs wird die Einteilung Bonolis
beibehalten, bei der Diskussion der
Ergebnisse wird jedoch auf die Zuord-
nung der Niederlande und Italiens er-
neut eingegangen.

Großbritannien hat zwar seit 1999 ei-
nen gesetzlichen nationalen Mindest-
lohn. Da es diesen 1995 jedoch noch
nicht gab, erscheint die Zuordnung zur
angelsächsischen Staatengruppe un-
problematisch.

3.3 Die Messung von
Einkommensungleichheit

Zur Messung der Einkommensver-
teilung bzw. Einkommensungleichheit
eines Landes wurde eine Reihe von
Maßzahlen entwickelt, von denen die
verwendeten in Folge kurz vorgestellt
werden sollen, wobei von einer aus-
führlichen Diskussion der Vor- und
Nachteile der einzelnen Maßzahlen
an dieser Stelle abgesehen wird.18 He-
rausgegriffen werden zwei Maßzahlen:
der Gini-Koeffizient und das Atkinson-
Maß. Sie erfüllen unterschiedliche An-
forderungen an ein Maß zur Messung
von Ungleichheit.19 Der Gini-Koeffi-
zient ist ein sehr häufig verwendetes
Ungleichheitsmaß. Er wird in der Re-
gel zur Gruppe der positiven Maße ge-
zählt, was bedeutet, dass lediglich eine
Messung der Differenzen von Einkom-
men erfolgt, nicht aber eine Bewertung.
Dies würde dann erfolgen, wenn einer
gegebenen Verteilung eine Referenz-
verteilung, wie die Gleichverteilung
der Einkommen, gegenübergestellt
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würde.20 Als wesentliche Eigenschaft
des Gini-Koeffizienten ist die hohe
Gewichtung extremer Einkommen zu
nennen. Das Atkinson-Maß hingegen
gehört zu den normativen Maßen, de-
nen eine Wohlfahrtsfunktion zugrun-
de liegt.21 Ein höherer Ungleichheits-
grad entspricht hier einem niedrigeren
Wohlfahrtsniveau. Das Atkinson-Maß
misst niedrigem Einkommen ein hohes
Gewicht bei. Bei der Beurteilung von
Einkommensungleichheit innerhalb
eines Landes werden beide Maße he-
rangezogen und präsentiert. Der Grund
hierfür liegt darin, dass es auf Grund
der unterschiedlichen Ansprüche, die
die Maße erfüllen, zu verschiedenen
Rangfolgen bei der Beurteilung der
Ungleichheit zwischen den Ländern
führen kann. Mit der Darstellung zweier
Maße soll ein möglichst umfassendes
Bild der Verteilungssituation vermittelt
werden.

Der Gini-Koeffizient wird folgender-
maßen berechnet:22

1 n n

G = 21m2 ~~Iy; - yjl
wobei y (y) das Einkommen der i-ten
U-ten) Per~on in einer Einkommens-
verteilung von n Einkommensbeziehe-
rinnen mit dem mittleren Einkommen
J.1 darstellt. Der Gini-Koeffizient ist
normiert und liegt zwischen 0 und 1,
wobei 0 eine absolute Gleichverteilung
bedeutet, 1 eine absolute Ungleichver-
teilung.

Das Atkinson-Maß beruht auf einer
sozialen Wohlfahrtsfunktion. Implizite
Wertvorstellungen bei der Messung
von Einkommensungleichheit werden
für dieses Maß von vornherein spezi-
fiziert: Eine Verteilung ist dann weni-
ger ungleich als eine andere, wenn ihr
eine höhere Wohlfahrt entspricht. Die
Berechnung des Atkinson-Maßes er-
folgt folgendermaßen:23
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J.1 stellt wiederum das mittlere Einkom-
men dar, y; das Einkommen der Indi-
viduums i. Der Parameter & gibt die
Grenznutzenelastizität wieder, lässt
sich als Maß der Ungleichheitsaversi-
on interpretieren und drückt damit die
zugrunde liegende Wertvorstellung
aus. Die Ungleichheitsaversion nimmt
mit steigendem & zu. Das heißt, dass
mit steigendem & Übertragungen von
höheren auf niedrigere Einkommen
stärker gewichtet werden. In dieser
Analyse wird ein & von 1 angenom-
men.24 Auch das Atkinson-Maß ist nor-
miert und liegt zwischen 0 und 1, wo-
bei 1 maximale Ungleichheit bedeutet,
o maximale Gleichheit.

4. Der Zusammenhang zwischen der
Verteilung von Arbeitseinkommen

und den Mechanismen zur
Bestimmung von Mindestlöhnen

Folgende Tabelle gibt oben disku-
tierte Maßzahlen für die Nettoarbeits-
einkommensverteilung für zwölf eu-
ropäische Länder wieder. Dargestellt
werden sie für das jährliche Nettoar-
beitseinkommen (Tabelle 2):25

Aus der Tabelle wird ersichtlich, dass
sich die Ergebnisse zwischen den bei-
den Maßzahlen in ihrer Höhe unter-
scheiden, die Rangplätze sich aber
nicht verschieben.26

Beim Vergleich des Gini-Koeffizi-
enten der einzelnen Länder wird er-
kennbar, dass die Arbeitseinkommen
in Dänemark im Vergleich zu den an-
deren Ländern gleicher verteilt sind.
Auch Finnland weist eine relativ glei-
che Verteilung auf, wenn auch nicht so
deutlich wie Dänemark.
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Tabelle 2: Arbeitseinkommens-Verteilungsmaßzahlen in Europa

537

Gini- Atkinson-

Land Koeffizient Rang Maß, 8=1,0 Rang

Dänemark (N=4884) 0,220 1 0,097 1

Finnland (N=8004) 0,271 3 0,145 3

Irland (N=7197) 0,346 10 0,210 10

UK (N=6752) 0,342 9 0,205 9

Spanien (N=15221) 0,331 8 0,186 8

Portugal (N=11385) 0,370 11 0,212 11

Frankreich (N=12788)* 0,315 7 0,176 7

Italien (N=17477) 0,275 4 0,145 3

Niederlande (N=8828) 0,280 5 0,153 5

Belgien (N=6073) 0,229 2 0,108 2

Deutschland (N=8418) 0,306 6 0,166 6

Österreich (N=6917) 0,412 12 0,256 12

* Die Berechnungen beziehen sich auf Grund der Datenverfügbarkeit auf Bruttodaten.
Quelle: ECHP 1996, eigene Berechnungen

Dieses Ergebnis stimmt mit der Aus-
sage Vogels überein, dass skandina-
vische Länder geringere Ungleich-
heiten zu verzeichnen haben.27 Vogel
(1999) ordnet des Weiteren die Mittel-
meerländer gemeinsam mit Großbri-
tannien den Ländern mit höherer Un-
gleichheit zu. Die mitteleuropäischen
Länder liegen nach Vogel zwischen
den skandinavischen und der zuvor
genannten Ländergruppe.28

Bei Betrachtung der Ergebnisse
zeigt sich, dass Irland, Großbritannien,
Spanien, Portugal und Frankreich ei-
nen Gini-Koeffizienten im Intervall von
0,31 bis 0,37 bzw. ein Atkinson-Maß
von 0,17 bis 0,21 aufweisen und damit
relativ ähnlich sind. Auffallend ist, dass
Italien mit einem Gini-Koeffizienten
von 0,27 bzw. einem Atkinson-Maß
von 0,15 eine gleichere Verteilung hat
als die anderen Mittelmeerländer und
eher den skandinavischen Staaten
ähnelt.

Als mitteleuropäische Länder wer-
den in dieser Arbeit Deutschland, Ös-
terreich, Belgien und die Niederlande
herangezogen. Hier sind wenige Ge-
meinsamkeiten festzustellen. Ein be-
sonderes Augenmerk sei zuerst auf
Österreich gelegt. Die Maßzahlen für
dieses Land deuten auf eine relativ
hohe Ungleichheit, was ungewöhn-
lich erscheint. Viele vorangegangene
Studien weisen für Österreich eine im
Vergleich zu anderen Ländern mittlere
Ungleichheit aus. Sie liegt höher als die
der skandinavischen Länder, aber un-
ter jener von Großbritannien.29 Dieses
in dieser Analyse sehr hohe und unge-
wöhnliche Ergebnis scheint auch nach
umfassender Überprüfung der Da-
tengrundlage und der Berechnungs-
art nicht erklärbar. Auch Deutschland
weist eine relativ große Arbeitsein-
kommensungleichheit aus und ist
der Lohnverteilung zufolge eher den
Mittelmeerstaaten zuzuordnen. Die
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Abbildung 1: Verteilung der Gini-Koeffizienten der Nettojahreslöhne in
zwölf europäischen Ländern

Quelle: ECHP 1996, eigene Darstellung

Abbildung 2: Verteilung der Gini-Koeffizienten der Nettojahreslöhne in
zwölf europäischen Ländern nach Art der Sicherung von Mindestlöhnen
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Quelle: ECHP 1996, eigene Darstellung
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Maßzahlen Belgiens und der Nieder-
lande ähneln eher jenen Dänemarks
und Finnlands. Die Maße wurden für
Deutschland nicht getrennt nach Ost-
und Westdeutsch land berechnet, was
ein Grund für die hohe Ungleichheit in
Deutschland sein könnte.3D Zwischen
Ost- und Westdeutschland bestehen
erhebliche Unterschiede in Bezug auf
die Einkommensungleichheit, vor allem
in Ostdeutschland ist die Ungleichheit
in den Markteinkommen zwischen
1991 und 1997 "rasant gestiegen".31

Noch einmal muss an dieser Stelle
festgehalten werden, dass anders als
in anderen Studien nicht Vermögens-
verteilungen oder Einkommensvertei-
lungen per se verglichen werden, son-
dern nur Arbeitseinkommen. Weist ein
Staat große Arbeitseinkommensun-
gleichheit auf, heißt das nicht zwin-
genderweise, dass das gesamte Ein-
kommen innerhalb eines Staates sehr
ungleich verteilt ist.

Abbildung 1 veranschaulicht die Er-
gebnisse. Dargestellt wird der Gini-
Koeffizienten für die einzelnen Länder.
Anhand der Darstellung ist zu sehen,
dass die skandinavischen Länder ein
relativ gleich verteiltes Nettojahres-
arbeitseinkommen haben. Auch die
mitteleuropäischen Staaten haben ei-
nen eher niedrigen Gini-Koeffizienten,
sieht man vom "Ausreißer" Österreich
ab. Die Mittelmeerstaaten haben eben-
so wie die angelsächsischen Staaten
eher höhere Gini-Koeffizienten. Portu-
gal ist dabei der Staat mit den größten
Unterschieden, während Spanien und
Frankreich relativ ähnliche Maßzahlen
haben. In Italien hingegen sind die
Nettojahreslöhne wesentlich gleicher
verteilt.

Wie bereits in Kapitel 3.2 erwähnt, ist
die Einteilung der Länder in die jewei-
ligen Ländergruppen mitunter prob-
lematisch und womöglich zu vereinfa-
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chend, da die Länder durchaus große
Unterschiede in der institutionellen
Ausgestaltung der Sicherung von Min-
destlöhnen aufweisen.

Eine weitere Abbildung veranschau-
licht die unterschiedlichen Gini-Ko-
effizienten noch einmal nach Art der
Sicherung von Mindestlöhnen (Abbil-
dung 2).

In dieser Darstellung wurde Italien
nun den Staaten mit kollektivvertrag-
licher Festlegung von Mindestlöhnen
zugeordnet, während die Niederlande
in der Gruppe der Staaten mit gesetz-
lichen Mindestlöhnen sind, wie es der
Realität entspricht. Da die Verteilung
der Nettolöhne in beiden Staaten aller-
dings ungefähr gleich ist, ändert sich
nur wenig an der Darstellung.

Bei Betrachtung der Ländergruppen
zeigt sich, dass diejenigen mit kollektiv-
vertraglicher Sicherung von Mindest-
löhnen eine eher gleichere Verteilung
von Nettolöhnen haben.32 Die Lohn-
verteilung der Länder mit gesetzlichen
Mindestlöhnen und denen mit einer
nachträglichen Korrektur des Marktes
ist hingegen der Tendenz nach unglei-
cher. Zwischen der Gruppe der Länder
mit gesetzlicher Festlegung von Min-
destlöhnen und der mit nachträglicher
Korrektur des Marktes gibt allerdings
es keine auffälligen Unterschiede. Aus
den Ergebnissen lässt sich die Hypo-
these ableiten, dass Länder, in denen
Mindestlöhne über Kollektivverträge
gesichert werden, tendenziell eine
gleichere Verteilung der Nettolöhne
als Ergebnis haben als Staaten, in de-
nen Mindestlöhne gesetzlich bestimmt
werden oder in denen es eine nach-
trägliche Korrektur des Marktes gibt.

5. Zusammenfassung

In der Arbeit wurde untersucht, ob un-
terschiedliche Möglichkeiten zur Kor-
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rektur unerwünschter Ergebnisse im
Lohnsetzungsprozess zu Unterschie-
den in den nationalen Nettoarbeits-
einkommensverteilungen führen. Un-
tersucht wurde, ob sich die von Bonoli
(2003) vorgenommene Einteilung der
europäischen Länder in Staatengrup-
pen auch anhand ihrer Nettoarbeitsein-
kommensverteilungen aufrechterhal-
ten lässt. Damit soll überprüft werden,
ob die Wahl des Instrumenten-Mix zur
Korrektur unerwünschter Ergebnisse
des Marktes im Lohnsetzungsprozess
auch Einfluss auf das Ergebnis - der
Lohnverteilung - hat. Die nationalen
Nettoarbeitseinkom mensvertei lungen
in zwölf europäischen Ländern wur-
den anhand des ECHP-Datensatzes in
einer empirischen Analyse verglichen.
Dazu wurden zwei Maßzahlen heran-
gezogen: der Gini-Koeffizient und das
Atkinson-Maß. Die Ergebnisse zeigten
eine relativ gleiche Verteilung der Net-
tolöhne in den skandinavischen Staa-
ten, während die angelsächsischen
Länder und die Mittelmeerländer eine
größere Ungleichverteilung der Net-
tolöhne aufweisen. Die mitteleuropä-
ischen Länder liegen mit der Ausnah-
me von Österreich dazwischen. Aus
den Ergebnissen lässt sich die Hypo-
these ableiten, dass Länder; in denen
eine kollektivvertragliche Sicherung
von Mindestlöhnen stattfindet, eine
geringere Ungleichverteilung der Net-
tolöhne haben als Länder; in denen es
gesetzliche Mindestlöhne gibt, und als
jene, in denen es eine durch das Steu-
ersystem nachträgliche Korrektur des
Marktes gibt.

Anmerkungen

1 Patzschke (2001) 64.
2 Die Begriffe "Nettoarbeitseinkommen"

und "Nettolohn" werden in dieser Arbeit

540

32. Jahrgang (2006), Heft 4

synonym verwendet.
3 Esping-Andersen (1990).
4 Bonoli (2003) 1008f und Ragacs (2003).
5 Bonoli (2003) 1008.
6 Ragacs (2003).
7 Ebendort 6.
B In der ersten Welle des ECHp, 1994, nah-

men Österreich, Schweden und Finnland
nicht teil, da sie zu dem Zeitpunkt noch
keine Mitglieder in der EU waren. In der
Folge nahmen Österreich beginnend mit
1995 teil, Finnland 1996 und Schweden
1997.

9 Bonoli zieht zur Bildung seiner Typologie
Daten aus den Jahren 1993 bis 1998 her-
an. Um an Bonoli anzuschließen, wurde
für die Untersuchung das Jahr 1996 aus-
gewählt. Bonoli (2003) 1011.

10 In den meisten Ländern wurde eine
zweistufig geschichtete Zufallsauswahl
gezogen, wobei in der ersten Stufe eine
Auswahl von Städten bzw. Gemeinden
gezogen wurde, in der zweiten Privat-
haushalte innerhalb der Gemeinde.

11 Die empirische Analyse erfolgt mit Stata
9.1.

12 Variable: P1111: Wage and Salary Ear-
nings (Net, National Currency, Total Year
Prior To The Survey).

13 Variable: PE005: Total Hours Working/
Week.

14 Eurostat (2003) 307ft.
15 Interessant wäre allerdings ein Vergleich

der Ergebnisse bei Verwendung der
Brutto- und Nettodaten. Damit könnte die
Wirksamkeit bzw. die tatsächliche Exis-
tenz eines umverteilenden Steuersys-
tems überprüft werden. Leider stehen für
die Analyse keine Bruttodaten zur Verfü-
gung.

16 Variable: PE004: Status in Employment.
17 Ragacs (2003) 7.
18 Weiterführendes dazu siehe z. B. Cowell

(1995) oder Blümle (1975).
19 Cowell (1995).
20 Berntsen (1992) 232.
21 Ebd. 233ff.
22 Ebd. 235.
23 Atkinson (1983) 57.
24 Interessant wäre des Weiteren eine

Darstellung unterschiedlicher Ungleich-
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heitspräferenzen in den einzelnen Län-
dern. Das Atkinson-Maß könnte diesen
Unterschieden gerecht werden. Eine
Verminderung von Ungleichheit wäre
nicht effizient, wenn dies den nationalen
Präferenzen nicht entspräche. Die Para-
meter für die einzelnen Länder sind aller-
dings nicht bekannt.

25 Eine Ausnahme bildet Frankreich, wo der
Bruttojahreslohn verwendet wurde. Der
Grund hierfür ist die Datenverfügbarkeit.

26 Siehe Kapitel 3.3, in dem eine Erklärung
für die Unterschiede enthalten ist.

27 Vogel (1999) 266.
28 Ebd. 266.
29 Siehe dazu z. B. Gusenleitner, Winter-

Ebmer, Zweimüller (1996). Die Autoren
verwenden jedoch zur Berechnung der
Einkommensungleichheit das gesamte
Einkommen, während in dieser Arbeit
nur das Einkommen aus unselbstständi-
ger Arbeit herangezogen wird. Dennoch
kann die dort angegebene Maßzahl als
Richtwert verstanden werden.

30 Die mir vorliegenden Daten lassen
eine Unterscheidung in Ost- und West-
deutschland nicht zu.

31 Grabka (2000).
32 Abgesehen wird wiederum von Öster-

reich.
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